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aus aktuellem Anlass…..



EnSikuMaV § 3

(1) Die Geltung einer Vereinbarung in einem Mietvertrag über 

Wohnraum, nach der der Mieter durch eigene Handlungen eine 

Mindesttemperatur zu gewährleisten hat, ist für die Geltungsdauer der 

Verordnung ausgesetzt. Eine Pflicht des Mieters, die nicht auf einer 

nach Satz 1 ausgesetzten vertraglichen Vereinbarung beruht, bleibt 

von dieser Regelung unberührt. Dazu zählt insbesondere die Pflicht 

des Mieters, durch angemessenes Heiz- und Lüftungsverhalten 

Schäden an der Mietsache vorzubeugen.

(2) Absatz 1 ist auch auf Mietverhältnisse anzuwenden, die vor dem 1. 

September 2022 begründet worden sind.

vgl. noch ursprünglicher Entwurf: „Regelung unwirksam“



Schimmel als Mangel ?



Rechtliche Probleme bei Schimmel

➢ bei akutem Befall – grundsätzlich Mangel gegeben !

➢ fraglich: bloße Gefahr des Auftretens von Schimmel für 

Mangel ausreichend ?

➢ schwierig: Feststellung der Verantwortlichkeit für das 

Auftreten des Mangels und evtl. Ausschluss der 

Gewährleistungsrechte des Mieters bei eigener Herbeiführung

➢ Darlegungs- und Beweislastverteilung nach BGH

➢ Zumutbarkeit von Gegenmaßnahmen für Mieter 



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

Vertragsgemäßer Gebrauch     

 

1. Vereinbarungen der Parteien 

◼  ausdrückliche

◼  stillschweigende

2. Verkehrssitte 

◼  Baualter

◼  Ausstattung des Gebäudes

◼  Art

◼  Höhe der Miete

◼  Eventuelle Ortssitte



BGH 25.11. 2020, XII ZR 40/19

• Ein Mangel der Mietsache iSv § 536 Abs. 1 Satz 1 
BGB ist die für den Mieter nachteilige Abweichung des 
tatsächlichen Zustands der Mietsache von dem 
vertraglich Vereinbarten (st. Rspr., vgl. Senatsurteil 
BGHZ 195, 50 = NJW 2013, 44 Rn. 30 mwN). 

• Welchen Soll-Zustand die vermietete Sache 
spätestens bei Überlassung an den Mieter aufweisen 
muss, bestimmen grundsätzlich die Vertragsparteien 
durch die Festlegung des dem Mieter jeweils 
geschuldeten vertragsgemäßen Gebrauchs (vgl. 
Senatsurteil vom 18. Dezember 2013 - XII ZR 80/12 - 
NJW 2014, 685 Rn. 20 mwN).



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

§ 536   Sach-Mangel     

◼   jede nachteilige Abweichung des tatsächlichen

     Zustandes von dem (von den Parteien bestimmten) 

     vertragsgemäßen Gebrauch

◼  alle tatsächlichen Verhältnisse, die den 

     Nutzungswert / Mietgebrauch unmittelbar 

     beeinträchtigen

◼  Minderung erst ab Überlassung 

     Mietsache zuvor → § 323 ff BGB

◼  verzögerte Übergabe ≠ Mangel

     sondern Verzug (§ 286 BGB) + 

     Verzögerungsschaden

◼  Bewertungszeitpunkt?



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

Bewertungszeitpunkt     

◼   grundsätzlich:

 Maßstab bei Errichtung des Gebäudes
 

 keine laufende Modernisierungspflicht

___________________________________________________________________

◼   Ausnahmen:

 

 öffentlich-rechtliche Bestimmungen

 Gesundheitsgefährdung

 auch bei Altbau → Mindeststandard



Bewertungszeitpunkt bei Mängeln

Grundsatz:

 Abzustellen ist auf den Zeitpunkt der Errichtung des 

Gebäudes und einen insoweit typischen 

baualtersgemäßen Zustand, 

 die damals gültigen gesetzlichen Regelungen sind 

entscheidend



Bewertungszeitpunkt bei Mängeln

Ausnahme:

 neuere Vorschriften können (auch im Bestand) relevant 
sein: 

- Beispiel: Anpassung Elektroinstallation

    ("modernes Wohnen")

- Gesundheitsschützende Vorschriften

-   Bauliche Veränderungen



BGH zu „Aufrüstung“

Elektro: 

10.2. 2010, VIII ZR 343/08

Trittschall:

17.6. 2009, VIII ZR 131/08

(Austausch Bodenbelag in oberer Wohnung, keine Anpassung)

17.12. 2010, VIII ZR 104/09

(keine Verjährung oder Verwirkung)

7.7. 2010, VIII ZR 85/09

(Neubau, keine über die DIN hinausgehenden Maßnahmen 
erforderlich)



Beispiele Anwendung der Grundsätze des BGH

Feuchtigkeit und Auftreten von Schimmel in einem Altbaukeller

• keine Instandsetzungsverpflichtung des Vermieters

• kein Mangel des Mietobjektes

• keine Mietminderung

AG Paderborn, 30.09.2022, 51 C 90/21

Ohne Beschaffenheitsangaben oder Zusicherungen im Mietvertrag ist 

eine Altbauwohnung im EG (hier: von 1926) nicht mangelhaft i.S.d. 

§ 536 BGB, wenn die Wände im Sockelbereich und z.T. bis zur Höhe 

von ca. 1 m feucht sind, sich jedoch kein Schwarzschimmel bildet, 

sondern nur Salzausblühungen auftreten.

https://www.juris.de/r3/document/BJNR001950896BJNE053004377/format/xsl/part/S?oi=DWYHBDB7Cp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR001950896BJNE053004377/format/xsl/part/S?oi=DWYHBDB7Cp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D


Rechtsprechung zu „moderner Wohnstandard“ 

auch bei Schimmelbefall relevant ?

teilweise Auffassung:

„ungeachtet der Einhaltung von Bauvorschriften kann 

immer nicht gesundheitsgefährdende Wohnung verlangt 

werden“ (siehe dazu sogleich BGH)



BGH VIII ZR 271/17 und VIII ZR 67/18

• Gefahr der Schimmelbildung nicht ausreichend,

• Einhaltung damals geltender baurechtlicher Vorschriften 

genügt,

• keine Anwendung der Rechtsprechung zum 

Mindeststandard „modernes Wohnen“



BGH VIII ZR 271/17 und VIII ZR 67/18

• Keine Anwendung der Neubauvorschriften auf unsanierten 

Altbau

• Wärmebrücken hinzunehmen, wenn Dämmung zum 

Zeitpunkt Errichtung nicht vorgeschrieben

Anforderungen an das Verhalten des Mieters:

Stoßlüften: 3 x täglich 10 Minuten

bzw. 2 x täglich 15 Minuten ist zumutbar

Heizen: 20 Grad, Schlafzimmer 16 Grad ausreichend



BGH VIII ZR 271/17 und VIII ZR 67/18

beachte aber:

 Welche Beheizung und Lüftung einer Wohnung dem 
Mieter zumutbar ist, kann nicht abstrakt-generell und 
unabhängig insbesondere von dem Alter und der 
Ausstattung des Gebäudes sowie dem 
Nutzungsverhalten des Mieters, sondern nur unter 
Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls 
bestimmt werden (Anschluss an Senatsurteile vom 18. 
April 2007, VIII ZR 182/06, NJW 2007, 2177 Rn. 32 und 
vom 5. Dezember 2018, VIII ZR 67/18, aaO).(Rn.29) 

https://www.juris.de/r3/document/KORE313512007/format/xsl/part/K?oi=DWYHBDB7Cp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE313512007/format/xsl/part/K?oi=DWYHBDB7Cp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE313512007/format/xsl/part/L/anchor/rd_32?oi=DWYHBDB7Cp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE313512007/format/xsl/part/L/anchor/rd_32?oi=DWYHBDB7Cp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE312062019/format/xsl/part/K?oi=DWYHBDB7Cp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE308012019/format/xsl/part/L/anchor/rd_29?oi=DWYHBDB7Cp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22SameDoc%22%7D


BGH VIII ZR 271/17 und VIII ZR 67/18

• Der vom Berufungsgericht beauftragte Sachverständige ist - bei 
einer Belegung der Wohnung des Klägers mit zwei Personen, die 
(unter anderem) jeweils 20 Minuten pro Tag duschen - zu dem 
Ergebnis gekommen, dass ein täglich zweimaliges Stoßlüften mit 
einer Dauer von jeweils 13 bis 17 Minuten, ein dreimaliges 
Stoßlüften von jeweils zehn Minuten oder ein dreimaliges 
Querlüften von jeweils drei Minuten ausreichen, um eine 
Schimmelpilzbildung im Bereich der Wandmitte und der 
Raumecken der Außenwände zu vermeiden.

• Dass ein solches Lüftungsverhalten für den Mieter unter allen 
Umständen unzumutbar sei und deshalb die Wohnung des Klägers 
den Mindeststandard zeitgemäßen Wohnens nicht gewährleiste, 
kann - wie die Revision mit Recht rügt - entgegen der Auffassung 
des Berufungsgerichts nicht angenommen werden.



BGH VIII ZR 271/17 und VIII ZR 67/18

• ebenso verfehlt ist die Annahme des Berufungsgerichts, dass es 
dem Mieter unter allen Umständen unzumutbar sei, bei der 
Möblierung von Außenwänden der Wohnung irgendeine 
Einschränkung hinzunehmen 

• und dies zur Folge habe, dass bereits die bloße Gefahr einer 
Schimmelpilzbildung, die durch ein Aufstellen von Möbeln direkt 
und ohne Abstand an einer baualtersgemäß ungedämmten 
Außenwand entstehe, generell einen zur Minderung der Miete 
führenden Mangel darstelle. 

• ständige Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zum 
maßgeblichen Zeitpunkt der Beurteilung des Vorliegens möglicher 
Mängel der Mietsache

aber aufpassen: 

 dies nicht unbedingt = Freibrief für vertragliches Verbot des 
Aufstellens von Möbeln an einer Außenwand !



BGH VIII ZR 271/17 und VIII ZR 67/18

aber aufpassen: 

 dies wiederum nicht unbedingt = Freibrief für vertragliches Verbot 
des Aufstellens von Möbeln an einer Außenwand !

• der Mieter darf vertragsgerecht nutzen und dazu gehört auch eine 
Möblierung

• deshalb teilweise entsprechende vertragliche Regelungen in der 
Instanzrechtsprechung für unwirksam erklärt

• in den Fällen des BGH ging es zudem nur um die Frage, ob bereits 
lediglich die Gefahr einer Schimmelbildung schon einen rechtlichen 
Mietmangel darstellt



LG Hanau 13.07.2022, 2 S 2/21

• weder das Verlangen nach einer regelmäßigen Fensterlüftung, 

insbesondere in Form einer Stoßlüftung, und einer ausreichenden 

Beheizung der Räume (einschließlich Schlafzimmer) noch das 

Erfordernis, größere Möbelstücke von der Außenwand etwas 

abzurücken oder an anderer Stelle zu platzieren, stellen sich als 

nicht zumutbar dar, um Schimmel zu vermeiden.

• bei einem Gebäude aus den 60er Jahren ist der Mieter zu einem 

Wohnverhalten verpflichtet, das dem konkreten Gebäudezustand 

Rechnung trägt. Hierzu zählt ohne weiteres ein ausreichendes 

Lüften und Beheizen sämtlicher Räume und eine 

schadensverhütende Möblierung



Gewährleistungsrechte des Mieters



Rechte des Mieters bei Mängeln

■  Minderung, 

  § 536 BGB

■  Schadensersatz bei Verzug, 

  § 536a Abs. 1 BGB

■  Ersatzvornahme bei Verzug oder Dringlichkeit, 

  § 536a Abs. 2 BGB

■  Instandhaltungsklage und Vorschuss

  § 535 BGB

■  Kündigung wegen Entzug des vertragsgemäßen 
Gebrauches,

  § 543 Abs. 2 BGB



Rechte des Mieters bei Mängeln

Instandsetzung

 beachte:

 Der Anspruch ist grundsätzlich immer gegeben

Keine Verjährung

 Kein Ausschluss durch z.B. Kenntnis vom Mangel oder rügelose 
Annahme des Mangels

Ausschluss nur:

 Wenn "schlechter Zustand" von vornherein als vertragsgerechter 
Zustand vereinbart (BGH)



MietRÄndG

§ 555a Erhaltungsmaßnahmen

…. Abs. 2

 Erhaltungsmaßnahmen sind dem Mieter rechtzeitig anzukündigen, 

es sei denn, sie sind nur mit einer unerheblichen Einwirkung auf die 

Mietsache verbunden



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

Minderung     

◼  tritt automatisch ein / ggf. § 812 BGB / 

     von Amts wegen zu berücksichtigen

◼  jedoch vorherige Anzeige Mangel erforderlich 

    (≠ Anzeige Minderung) 

◼  nicht nur unerhebliche Gebrauchsbeeinträchtigung

◼  Höhe?

    angemessen herabgesetzte Miete 

 bis hin → völlige Befreiung
____________________________________________________________________

 zugesicherte Eigenschaften

◼  hier auch bei unerheblicher Beeinträchtigung

     → Minderung
____________________________________________________________________

 abweichende Regelungen?



BGH 25.11. 2020, XII ZR 40/19

Die Beurteilung, ob eine Abweichung der Mietsache von 

der vereinbarten Sollbeschaffenheit den vertragsgemäßen 

Mietgebrauch mehr als nur unwesentlich beeinträchtigt und 

welche Minderung der Miete ein solcher Mangel 

gegebenenfalls rechtfertigt, obliegt in erster Linie dem 

Tatrichter. 



BGH 25.11. 2020, XII ZR 40/19

• Trotz des Vorliegens eines Sachmangels erfolgt eine Minderung der 

Miete nur dann, wenn die Tauglichkeit der Mietsache zum 

vertragsgemäßen Gebrauch beeinträchtigt wird und diese 

Gebrauchsbeeinträchtigung nicht nur unerheblich ist (vgl. 

Senatsurteil BGHZ 195, 50 = NJW 2013, 44 Rn. 41). 

• Die Minderung ist Ausdruck des das Schuldrecht prägenden 

Äquivalenzprinzips. 

• Durch sie soll die von den Vertragsparteien festgelegte 

Gleichwertigkeit zwischen den beiderseitigen Leistungen bei einer 

Störung auf der Vermieterseite wieder hergestellt werden 

(Senatsurteil vom 18. Juli 2012 - XII ZR 97/09 - NJW 2012, 3173 

Rn. 18 mwN). Für eine reduzierte Nutzungsmöglichkeit soll der 

Mieter auch nur eine reduzierte Miete leisten müssen. 

https://www.juris.de/r3/document/KORE311752012/format/xsl/part/K?oi=9ahDHuad2N&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE311752012/format/xsl/part/K?oi=9ahDHuad2N&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE311752012/format/xsl/part/L/anchor/rd_41?oi=9ahDHuad2N&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE311382012/format/xsl/part/K?oi=9ahDHuad2N&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE311382012/format/xsl/part/K?oi=9ahDHuad2N&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE311382012/format/xsl/part/L/anchor/rd_18?oi=9ahDHuad2N&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D


BGH 25.11. 2020, XII ZR 40/19

• Daher scheidet eine Herabsetzung der Miete während der Zeit, in 

der der Mieter die Mietsache trotz Vorliegens eines Mangels 

uneingeschränkt vertragsgemäß nutzen kann, aus (BGH 15. 

Dezember 2010 - XII ZR 132/09). Deshalb hat der Mieter neben 

dem Vorliegen eines konkreten Sachmangels darzulegen, dass die 

Tauglichkeit der Mietsache zum vertragsgemäßen Gebrauch 

beeinträchtigt ist; das Maß der Gebrauchsbeeinträchtigung braucht 

er hingegen nicht vorzutragen (vgl. BGH vom 27. Juli 2016 – XII ZR 

59/14 mwN). 

• Für das Vorliegen von Umständen, die eine Beeinträchtigung des 

Mietgebrauchs als unerheblich erscheinen lassen, trägt der 

Vermieter die Darlegungs- und Beweislast (BGH vom 15. Oktober 

2008, XII ZR 1/07).



Verrechnung

Beispiel

Nettokaltmiete    300,-

Betriebskostenvorschuss  120,-

Heizkostenvorschuss   140,-

Gesamtmiete    560,00



Verrechnung

Mieter zahlt im April

250 ,- € ohne nähere Angaben

bisher keine weiteren Rückstände

Verrechnung auf April unzweifelhaft,

aber auf welchen Mietanteil ?



Verrechnung

Verrechnung auf die Nettokaltmiete ?

oder erst auf die Nebenkosten

(Argument: weniger sicher aus Gläubigersicht)

aber auf welche zuerst ?

hilfsweise anteilig



Verrechnung 

Mieter hat Minderung 10 % wegen Mangel in 

einem gesonderten Schreiben angekündigt

 M zahlt am 3.2. 2023 ohne Angaben  € 504,-

 Verrechnung auf Nettokalt voll ?

 zuerst voll auf BK, Rest auf Nettokalt ?

 anteilig gemindert auf alles ?



Vorbehaltszahlung

LG Berlin, 8.2.2010, 67 S 218/09

 Beispiele für qualifizierten Vorbehalt

•  "Zahlung unter Vorbehalt der rechtlichen 
Klärung"

•  "Zahlung unter der Bedingung, dass die 
Forderung besteht"

 (Beweislast für Bestehen des Mietzahlungsanspruches 
verbleibt beim Vermieter, Mieter kann den unter 
Vorbehalt gezahlten Mietanteil ggf. zurück fordern)



Vorbehaltszahlung

LG Berlin, 8.2.2010, 67 S 218/09

 "Wenn das Gericht entscheidet, dass Minderung und 

ZBR berechtigt waren, wird meine Mandantin den jetzt 

gezahlten Betrag zurückverlangen"

 nur einfacher Vorbehalt = Erfüllung = Schonfristzahlung !

 (Beweislast für Rückforderungsanspruch verbleibt beim 

Mieter)



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

ZBR     

◼  neben Erfüllungs- + Minderungsanspruch 

◼  (kein) Ausschluss nach § 536b BGB 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

◼  Ziel: „Druck“ → zügige Mangelbeseitigung

   abgeleitet aus § 535 Abs. 1 S. 2 BGB + §§ 273, 320 BGB

    ➢ sofortige Ausübung möglich, aber Anzeige Mangel

    ➢ bis Beendigung Mietverhältnis denkbar

◼  Wirkung: „aufschiebend“

   ➢ Nachzahlungspflicht bei Mangelbeseitigung

   ➢ Bei Erhebung Einrede nur Zug-um-Zug-Verurteilung

   ➢ kein Verzug Mieter
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

◼  Ausschluss:

   ➢ „Verwirkung“

   ➢ fristlose Kündigung Mieter + Auszug

   ➢ Vermieter zur Abhilfe nicht in der Lage

   ➢ vertraglich
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

◼  Umfang:     3-5 fache Minderungsquote



Verrechnung 

Mieter hat Minderung 10 % wegen Mangel in einem 

gesonderten Schreiben angekündigt

 Abwandlung

 M zahlt am 3.2. 2023 ohne Angaben  

 lediglich € 392,00 (= 30 % Abzug)

• Mietrückstand wegen „weiterer 20 %“  ?

• (oder ZBR berechtigt geltend gemacht ?)



BGH 03.11.2010, VIII ZR 330/09

 Die Geltendmachung eines 

  Zurückbehaltungsrechtes 

 durch den Mieter wegen Mängeln der Wohnung 

setzt (lediglich) die vorherige Mangelanzeige 

voraus. 



BGH 03.11.2010, VIII ZR 330/09

 Der BGH beendet mit dieser Entscheidung den früheren 
dahingehenden Streit, ob das Zurückbehaltungsrecht, da 
auf § 535 BGB gerichtet, anders als die Minderung nach 
§ 536 BGB die Mängelanzeige nicht zwingend erfordere. 

 

 Der BGH ist jedoch der Auffassung, dass das 
Zurückbehaltungsrecht dazu diene, in Bezug auf den 
Vermieter als Schuldner der Instandsetzungspflicht 
auszuüben. Diese Druckfunktion kann jedoch nicht 
eingreifen, sofern dem Vermieter ein Mangel überhaupt 
nicht bekannt ist.



BGH 17.6. 2015, VIII ZR 19/14

Das dem Mieter neben der kraft Gesetzes eintretenden 

Minderung (§ 536 BGB) zustehende Recht, die Zahlung 

der (geminderten) Miete nach § 320 Abs. 1 Satz 1 BGB 

zu verweigern, unterliegt nach seinem Sinn und Zweck 

sowie unter Berücksichtigung dessen, dass das durch den 

Mangel der Wohnung bestehende Ungleichgewicht 

zwischen Leistung und Gegenleistung durch die Minderung 

wieder hergestellt ist, grundsätzlich einer zeitlichen und 

betragsmäßigen Begrenzung.

    



BGH 17.6. 2015, VIII ZR 19/14

Bei der gemäß § 320 Abs. 2 BGB an dem Grundsatz von 

Treu und Glauben (§ 242 BGB) orientierten Beurteilung, in 

welcher Höhe und in welchem zeitlichem Umfang dem 

Mieter einer mangelbehafteten Wohnung neben der 

Minderung (§ 536 BGB) das Recht zusteht, die 

(geminderte) Miete zurückzuhalten, verbietet sich jede 

schematische Betrachtung. Die Frage ist vielmehr vom 

Tatrichter im Rahmen seines Beurteilungsermessens 

aufgrund einer Gesamtwürdigung der Umstände des 

jeweiligen Einzelfalls zu entscheiden.(Rn.59)



BGH VIII ZR 39/18

keine Zweckverfehlung des ZBR, wenn ein Prozess 

zwischen den Parteien anhängig ist, in dem es auf vom 

Vermieter behauptete zwischenzeitlich vorgenommene 

Mangelbeseitigung ankommt 

Streit um Schimmel, Beginn Minderung und ZBR April 

2015,  Zahlungsverzugskündigung, Räumungs- und 

Zahlungsklage August 2015, Einholung 

Sachverständigengutachten, V teilt 16.3. 2017 mit, er 

habe den Mangel ohne Anerkenntnis Rechtspflicht 

beseitigt, M behält weiter ein, weitere 

Zahlungsverzugskündigung



BGH VIII ZR 12/18

Vorprozesse:

Zahlungsklagen des V, abgewiesen wegen Mängeln und Minderung

Jedoch während dieses Prozesses Erklärung des RA des Mieters, 

dass Mängelbeseitigung aus Gründen der Beweisvereitelung bis 

zum Abschluss der Beweisaufnahme nicht geduldet werde, ferner 

Zutritt zur Mangelbeseitigung nur für Mitarbeiter des V, nicht für 

Dritte

Mieter behält weiter zurück, Zahlungsverzugskündigung des V

BGH bejaht Wegfall des ZBR jedenfalls wegen Zweckverfehlung in 

Bezug auf die Verweigerung der Mängelbeseitigung durch den RA, 

Begründung ändert daran nichts! 



insoweit zur Erinnerung:

strenge Rechtsprechung des BGH zu den vermeidbaren 

Rechtsirrtümern

Zurechnung des Beraterverschuldens, Kündigung kann 

durchgreifen



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

§ 536a BGB     

◼   Abs.1 → Schadenersatz

 Mangel bei Vertragsabschluss vorhanden
 

 oder später entstanden und von Vermieter 

 zu vertreten

 oder Verzug Vermieter mit Mangelbeseitigung

  - Beseitigungsanspruch fällig

  - Mängelanzeige (§ 536c)

  - Konkrete Aufforderung

◼   Abs. 2 → Selbstvornahme
 

 Verzug Vermieter mit Mangelbeseitigung

 oder umgehende Mangelbeseitigung 

 … notwendig



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

Keine Minderung     

◼  Mieter verschuldet Mangel selbst 

(§§ 323 Abs. 6, 281 BGB)

◼  Mieter verhindert Beseitigung

     Mangel

◼  Mitverschulden M bei einfacher und

     zumutbarer Mangelbeseitigung

◼  M wünscht (mangelbegründende)

     Veränderungen

◼  Mieter übernimmt Risiko



Mieter verweigert Instandsetzung durch 

Vermieter



Mängel - Aufwendungsersatzanspruch

BGH 13.5. 2015, XII ZR 65/14

Minderung greift nicht mehr, wenn der Mieter die 
Erhaltungsmaßnahmen pflichtwidrig nicht duldet oder 
von ungerechtfertigten Forderungen abhängig macht

eine infolge von Erhaltungsmaßnahmen erlittene 
Umsatzeinbuße ist keine Aufwendung im Sinne des § 
555a Abs. 3 BGB

Ausgleich einer Umsatzeinbuße ggf. nur als 
Schadensersatz geschuldet, Voraussetzungen hierfür 
(Vertretenmüssen des V oder anfängliche 
Garantiehaftung) müssten aber erfüllt sein



Mängel - Aufwendungsersatzanspruch

BGH 13.5. 2015, XII ZR 65/14

• Anfänglicher Mangel (mit verschuldensunabhängiger 
Garantiehaftung des Vermieters) war nicht feststellbar

• ebenso keine Ursache aus Risikosphäre des 
Vermieters zu ermitteln

• jedoch auch keine Verursachung durch Mieter

• Vermieter war zur Instandsetzung verpflichtet

• die dabei wiederum für den Mieter enstehenden 
Umsatzeinbußen sind aber vom Vermieter dann 
ebenfalls nicht zu vertreten („kein Verschulden“ des 
Vermieters am Auftreten des Schimmels, damit auch 
kein Verschulden für Schadenersatzhaftung)



Mängel - Aufwendungsersatzanspruch

BGH 13.5. 2015, XII ZR 65/14

• Mietausfall bei Mieter ist  kein Aufwendungsersatzanspruch

• Voraussetzung für Schadenersatzanspruch lagen nicht vor

• Verweigerung des Mieters war unberechtigt

• damit kein Recht des Mieters, sich auf eine Minderung der 
Miete während der Verweigerungszeit zu berufen

• Zahlungsverzug Mieter insoweit grundsätzlich gegeben

• fraglich ist hier: Zeitraum der unberechtigten Verzögerung 
durch den Mieter – insoweit Abgleich mit geplanten 
Instandsetzungsablauf (wenn Mieter geduldet hätte – wann 
wären die Maßnahmen dann abgeschlossen gewesen ?) 
erforderlich (bis zum normalen Ablauf darf Mieter mindern, 
nur für die Verzögerungszeit nicht !)



Kündigung des Vermieters bei verweigerter 

Duldung durch Mieter

BGH 15.4. 2015, VIII ZR 281/13

vorgehende Duldungsklage ist nicht erforderlich !

fristlose und ordentliche Kündigung kommen in Betracht

hohe Bedeutung des Modernisierungsanspruches

Mieter könnte sonst über Duldungsklageverfahren ohne 
Folgen für lange Zeit verzögern

 Risiko der Fehlbeurteilung der Duldungspflicht liegt beim 
Mieter ! Strenge Anforderungen an unverschuldeten 
Rechtsirrtum



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

Vertragliche Ausschlüsse

und Einschränkungen     

◼  § 535 BGB Überlassung + Erhaltung…Gebrauch 

 (-) im Formularvertrag, auch bei Gewerbemiete

◼  § 536 BGB

  ➢ (-) Wohnraum, § 536 Abs. 4

  ➢ denkbar bei Gewerberaum-Miete

  ➢ Ansätze:

   Ausschluss-Einschränkung Minderung

   - Aufrechnungsverbot / -einschränkung

   - Vorherige Ankündigung Minderung

   - Minderung nur bei Verschulden V

◼  ZBR

 ➢ (-) Im Formularvertrag, R’gedanke § 309 Nr. 2a

 ➢ Abgrenzung: von Ausschluss Minderung erfasst?

◼  § 536a BGB

 ➢ § 556b Abs. 2 BGB zu beachten

 ➢ Ausschluss für schuldunabhängige Haftung (+) (vgl. § 309 Nr. 7a)

 ➢ Ausschluss für leichte FL (+)

◼  Grenze: § 536d BGB



Ausschluss Haftung anfänglicher Mangel

BGH 21.7. 2010, XII ZR 189/08

 Ein anfänglicher Mangel der Mietsache liegt auch vor, 
wenn ein Bauteil der Mietsache eine fehlerhafte 
Beschaffenheit bereits bei Vertragsschluss aufweist und 
deshalb schon in diesem Zeitpunkt ungeeignet und 
unzuverlässig ist.

 Einbeziehung von Mitarbeitern in den Schutzbereich des 
Vertrages

 



Ausschluss Haftung anfänglicher Mangel

BGH 21.7. 2010, XII ZR 189/08

 Ein Überraschungseffekt im Sinne von § 305c BGB 

kann sich aus der Stellung der Klausel im 

Gesamtwerk der allgemeine Geschäftsbedingungen 

(des Vertrages) ergeben.

 Ausschluss der anfänglichen Garantiehaftung unter der 

Überschrift „Aufrechnung, Zurückbehaltung“

 ist unsystematisch und damit überraschend.



Ausschluss von Gewährleistungsrechten

BGH 12.3. 2008, XII ZR 147/08

Klausel: 

Mieter kann Minderungsrecht nicht geltend machen, es sei denn, der 
Vermieter hat die Mängel vorsätzlich oder grob fahrlässig zu vertreten

________________________________________________________

■ Es liegt ein vollständiger Ausschluss der Rechte des Mieters 
vor, einschließlich des Rechtes aus § 812 BGB

■ Die Klausel ist somit in Formularverträgen unwirksam



Ausschluss von Gewährleistungsrechten

BGH 23.4. 2008, XII ZR 62/06

Klausel: 

"Minderung ausgeschlossen, wenn die Nutzung der Räume durch 
Umstände beeinträchtigt wird, die der Vermieter nicht zu vertreten hat"

________________________________________________________

■ Es liegt ein vollständiger Ausschluss der Rechte des Mieters 
vor, einschließlich des Rechtes aus § 812 BGB

■ Die Klausel ist somit in Formularverträgen unwirksam



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

fristlose Kündigung durch Mieter     

◼  § 543 Abs. 1 Unzumutbarkeit

◼  § 543 Abs. 2 Nr. 1

 ➢ Nichtgewährung Gebrauch

  - nicht rechtzeitig gewährt

  - wieder entzogen

 ➢ erhebliche Gebrauchsbeeinträchtigung

 ➢ angemessene Frist zur Abhilfe

  - genaue Bezeichnung Fehler/Störung

  - Fristbemessung

  - Frist entbehrlich? 

◼  § 569 Abs. 1 Gesundheitsgefährdung / 

     § 578 Abs. 2 S. 2

 ➢ Benutzung Wohnraum

 ➢ mit erheblicher Gefährdung Gesundheit verbunden

 ➢ Kenntnis / Verzicht bei Vertragsschluss schadet nicht



Schimmel als Gesundheitsgefahr ?

Kündigung bei Schimmel….

• Darlegungs- und Beweislast des Mieters !

bloßes ärztliches Attest insoweit in der Regel nicht 

ausreichend ! Statt dessen müsste entsprechendes 

medizinisches oder baubiologisches Gutachten eingeholt 

werden (BGH 18.4. 2007, VIII ZR 182/06)

• die Gefahr muss vom Mietobjekt ausgehen !



weitere Voraussetzung:

• Mieter muss dem Vermieter eine angemessene Frist zur 

Mangelbeseitigung gesetzt haben (§ 543 Abs. 3 S. 1 – 

BGH 18.4. 2007, VIII ZR 182/06)

• auch, wenn diese unter Umständen sehr lang bemessen 

werden sein muss (weil z.B. aufwendige technische 

Maßnahmen und/oder Voruntersuchungen erforderlich 

sind ! – BGH )



Ursachen, Darlegungs- und Beweislast



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

Mängelursache unabhängig

vom Mietobjekt     

(z.B. Lärm von anderem Mieter, Baulärm und

Erschütterungen vom 

Nachbargrundstück)

Mieter muss 

darlegen und 

beweisen

fraglich:

◼  Umfang des substantiierten Vortrages 

     zum Vorliegen des Mangels

◼ Darlegung und Beweis auch bezüglich 

    „Höhe“ der Minderung erforderlich?

 nein !

◼ Beweis für „Höhe“ durch 

     Sachverständigengutachten?

 nein !



BGH 18.12. 2019, XII ZR 67/19

Umfang der Darlegungslast des Mieters

Leitet der Mieter seine Rechte aus einem Mangel der 

Mietsache ab, dann genügt er seiner Darlegungslast 

hinsichtlich des Mangels mit einer hinreichend genauen 

Beschreibung der Mangelerscheinungen 

("Mangelsymptome"). Von ihm ist hingegen nicht zu 

verlangen, dass er auch die - ihm häufig nicht bekannte - 

Ursache dieser Symptome bezeichnet.(Rn.9)



BGH 10.4. 2018, VIII ZR 223/17

• bei einer Minderung, die nach § 536 Abs. 1 BGB kraft 

Gesetzes eintritt, genügt der Mieter seiner 

Darlegungslast schon mit der Darlegung eines konkreten 

Sachmangels, der die Tauglichkeit der Mietsache zum 

vertragsgemäßen Gebrauch beeinträchtigt; 

• das Maß der Gebrauchsbeeinträchtigung (gemeint: 

Höhe der Minderung) braucht er hingegen nicht 

vorzutragen.



BGH 23.9. 2020, XII ZR 86/18

Tatsächliches Anerkenntnis durch Vermieter ?

• der von der Voreigentümerin unterbreitete Vorschlag, 

den Bodenbelag im streitgegenständlichen Büroraum 

auszutauschen, erfolgte im Rahmen eines 

Vergleichsangebots und ausdrücklich „ohne 

Anerkennung einer Rechtspflicht und Präjudiz“. 

• der damit eindeutig zum Ausdruck gebrachte Vorbehalt, 

nur zur gütlichen Beilegung des bestehenden Streits 

handeln und darüber hinaus keine rechtlich bindende 

Verpflichtung eingehen zu wollen, steht der Annahme 

eines rechtsgeschäftlichen (kausalen) 

Schuldanerkenntnisses entgegen 



• er schließt auch in tatsächlicher Hinsicht regelmäßig die 

Beurteilung aus, dass der anderen Vertragspartei die 

unbedingte Erfüllungsbereitschaft mitgeteilt oder ihre 

Beweislage verbessert werden soll. 



• die Bereitschaft des Vermieters, einer Mangelanzeige 

des Mieters nachzugehen, für sich genommen noch 

keine Aussage dahingehend, das Vorhandensein eines 

Mangels und die Beeinträchtigung des vertragsgemäßen 

Gebrauchs der Mietsache außer Streit stellen zu wollen. 

• Maßnahmen des Vermieters zur Erforschung oder Beseitigung 

eines von dem Mieter angezeigten Mangels können nur dann als 

Zeugnis des Vermieters gegen sich selbst angesehen werden, wenn 

besondere Umstände des Einzelfalls die Wertung tragen, dass der 

Vermieter nicht nur aus Kulanz oder zur gütlichen Beilegung des 

Streits um die vermeintliche Mangelhaftigkeit der Mietsache, 

sondern in dem Bewusstsein gehandelt hat, im Rahmen seiner 

Gewährleistungspflicht zur Beseitigung des behaupteten Mangels 

verpflichtet zu sein. 



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

Mangel / Beschädigung unstreitig

durch Mietgebrauch verursacht 

Mieter muss beweisen,

dass er dies nicht

zu vertreten hat

(= BGHZ 66, 349 ff =

NJW 1976, 1315)



RAin Beate Heilmann, Heilmann & Kühnlein Rechtsanwälte, Berlin

Ursache für Mangel / Schaden

= im Mietgebrauch strittig     

a) Vermieter muss alle möglichen Ursachen

    aus seinem Obhuts- und 

Verantwortungsbereich ausräumen.

b) Mieter muss beweisen, dass er den Eintritt

    Mangel / Schaden nicht zu vertreten hat.

ja



beachte in diesem Zusammenhang:

„aus der Risikosphäre des Vermieters“ bedeutet:

• es genügt, wenn die Schimmelbildung letztlich auf 

bauliche Ursachen zurückzuführen ist

• es muss kein „Baumangel“ gegeben sein !

so LG Berlin, 10.3. 2022, 64 S 163/20

Ergebnis Sachverständigengutachten: Ursache für Schimmel = 

Kombination aus bauphysikalischen Gegebenheiten der vorhandenen 

(nicht schadhaften !) Konstruktion



LG Berlin, 10.3. 2022, 64 S 163/20

• Mehrfamilienhaus, zu DDR-Zeiten errichtet

• Außenwände des Gebäudes 30 cm stark und ohne zusätzliche 

Wärmedämmung

• vor Einzug Mieter Kunststoff-Thermo-Fenster ohne Zwangslüftung 

eingebaut und ohne die Fassade gleichzeitig zusätzlich zu dämmen

technische Folge = Ursache Schimmel:

• Fenster haben  niedrigeren Wärmedurchgangskoeffizienten (= 

bessere Dämmung) als das vorhandene Mauerwerk (speziell in 

Ecken)

• Kondensat entsteht dadurch zuerst in den Außenwandecken

• zudem moderne Fenster nahezu „dicht“, kein Luftaustausch



bedeutet:

• im gerichtlichen Verfahren, kommt es auf das Verhalten 

des Mieters überhaupt erst an, wenn der Vermieter zur 

Überzeugung des Gerichtes ausschliessen konnte, 

dass die Ursache für das Auftreten des Mangels im 

Bereich der Risikosphäre des Vermieters liegt

• beachte: ein großer Anteil der Verfahren scheitert bereits 

an der mangelnden Darlegung des Vermieters ! 

(Datenlogger dafür nicht ausreichend und geeignet, 

diese widerlegen bestenfalls die Entlastungsbehaup-

tungen des Mieters)



LG Hanau 13.07.2022, 2 S 2/21

Besitzen die betroffenen Räume einer Wohnung ausreichend 

großzügig bemessene Fenster und sind jeweils einzeln und separat 

beheizbar und kommen weder die Außenwände noch die Kellerdecke 

mit Blick auf eine erfolgte Aufbringung eines sog. 

Wärmedämmverbundsystem als schädliche Kältebrücken in Betracht 

(*), so ist eine Schimmelpilzbildung in der Wohnung ausschließlich auf 

ein unsachgemäßes Nutzerverhalten (Wohn-Heiz und/oder 

Lüftungsverhalten) des Mieters zurückzuführen.

________________________________________________________

* Achtung, nicht zu früh freuen ….

dies wäre aber vom Vermieter im gerichtlichen Verfahren erstmal zur 

Überzeugung des Gerichtes zu beweisen !

(in der Regel durch Sachverständigengutachten)



• nur wenn feststeht, dass keine Verursachung aus 

Risikosphäre des Vermieters

…muss Mieter sich nun seinerseits entlasten

_______________________________________________

• insoweit mag „Datenlogger“ zweckmäßig sein sowie 

Auswertung von Verbrauchsdaten aus der 

Heizkostenabrechnung, evtl. auch 

Luftfeuchtigkeitsmessung (dafür Grenzen aber ohnehin 

strittig)



• auch insoweit aber durchaus denkbar, dass Mieter im 

Ergebnis und objektiv betrachtet „ausreichend“ geheizt 

und gelüftet hat

• Folge: dann liegt kein Verschulden des Mieters vor, 

sodass seine Gewährleistungsansprüche auch nicht 

ausgeschlossen sind

• denn: § 538 BGB – keine Verantwortlichkeit des Mieters 

bei vertragsgerechtem Verhalten !



Folge bei Entlastung des Mieters

• vielmehr ist der Vermieter auch bei „beiderseitigem 

Unverschulden“ zur Mangelbeseitigung verpflichtet,

 

• der Mieter kann alle Gewährleistungsrechte gegenüber 

dem Vermieter geltend machen

• insbesondere – bei unberechtigter Verweigerung der 

Mangelbeseitigung durch den Vermieter – zumindest 

anfänglich das ZBR geltend machen ! (kein 

Zahlungsverzug des Mieters)



Anfälliges Mietobjekt mit besonderen 

Anforderungen

rechtlich zweifelhaft und praktisch problematisch:

• Schimmelbefall hätte sich vermeiden lassen, wenn 

„mehr als üblich“ geheizt worden wäre 

• ist Mieter dann verantwortlich ?

• wohl nicht, denn überwiegende Auffassung:

Die Benutzung des Mietobjektes muss mit zumutbaren 

Aufwand möglich sein, ohne dass Feuchtigkeitsschäden 

auftreten (LG Lübeck, 5.11. 2015, 14 S 74/14)

• dies gilt auch im Altbau !



AG Stuttgart 9.2. 2021, 37 C 1506/19

eine aufgrund der schlechten energetischen Qualität der 

Bauteile hohe Zahl von bis zu 20 Lüftungsgängen, um die 

Luftfeuchte in der Wohnung auf normalem Niveau zu 

halten, ist einem Mieter und seiner Familie (6 Personen, 

87m², 3 Zimmer) und der Notwendigkeit der Trocknung von 

Wäsche in der Wohnung (kein Trockenraum zur 

Verfügung) nicht zumutbar

beachte: 

• dann kommt es im gerichtlichen Verfahren auch nicht 

mehr darauf an, ob und wieviel der Mieter tatsächlich 

gelüftet hat



Anfälliges Mietobjekt

weiteres Problem:

• für den Mieter sind die „besonderen Anforderungen“ 

auch nicht ohne Weiteres erkennbar

_______________________________________________

• er müsste dann zumindest vom Vermieter zuvor auf die 

besonderen Anforderungen und notwendiges 

besonderes Verhalten hingewiesen worden sein

• beachte: die üblichen Merkblätter zum Heiz-und 

Lüftungsverhalten reichen dafür aber gerade nicht aus ! 

(sie betreffen ja die normalen Wohnungen)



Beispiele:

• Vorhänge an Außenwänden sind dem Mieter erlaubt

• Schrankaufstellung direkt an der Wand ist erlaubt

• mehr Lüften als vom BGH benannt ist auch vom Mieter 

nicht zu verlangen

• höhere Temperaturen als vom BGH benannt sind vom 

Mieter nicht zu verlangen

• diesbezügliche mietvertragliche Regelungen in der 

Regel unwirksam !



Ausnahme:

Verantwortlichkeit des Mieters gegeben….



Irrtum über Zahlungspflichten - Mängel

BGH 11.7. 2012, VIII ZR 138/11 (Aquarium, 

Terrarien)

Der eine fristlose Kündigung begründende Zahlungsverzug 

entfällt nicht wegen fehlenden Verschuldens des Mieters, 

wenn dieser bei Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt 

hätte erkennen können, dass die tatsächlichen 

Voraussetzungen des von ihm in Anspruch genommenen 

Minderungsrechtes nicht bestehen. (BGH 25.10. 2006, VIII 

ZR 102/06)



Rechtsirrtum - Definition mit Rechtsprechung 

BGH

BGH 25.10. 2006, VIII ZR 102/06 

Der Schuldner muss die Rechtslage unter Einbeziehung der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung sorgfältig prüfen. 

Bei einer zweifelhaften Rechtslage handelt bereits fahrlässig, wer 

sich erkennbar in einem Grenzbereich des rechtlich Zulässigen 

bewegt, in dem er eine von der eigenen Einschätzung abweichende 

Beurteilung der rechtlichen Zulässigkeit des fraglichen Verhaltens in 

Betracht ziehen muss. (BGH 18.12. 1997, I ZR 79/95).

Der Schuldner darf nicht das Risiko einer zweifelhaften Rechtslage 

dem Gläubiger zuschieben. (BGH 16.12. 1986, KZR 36/85; 7.3. 

1972, VI ZR 169/70)



Rechtsirrtum - Definition mit Rechtsprechung 

BGH

• BGH 11.7. 2012, VIII ZR 138/11 („Aquarium“)

…diese strengen Anforderungen gelten auch im 

Wohnraummietrecht, dies sowohl mit Blick 

• auf die tatsächlichen Voraussetzungen einer 

Mietminderung als auch 

• die rechtlichen, einschließlich des (angemessenen) 

Umfangs der eingetretenen Minderung



Rechtsirrtum - Definition mit Rechtsprechung 
BGH

BGH 25.10. 2006, VIII ZR 102/06

weiterer Aspekt:

Zurechnung des Verschuldens des Beraters, eigenes Verschulden 

des Mieters bei ordentlicher Kündigung nicht erforderlich

gleiche Verantwortlichkeit des Mieters für das Verschulden des 

Beraters wie für eigenes Handeln

und:

Berater (über ZBR) ist Erfüllungsgehilfe des Mieters bei der 

Erfüllung der Verpflichtung zur Mietzahlung !



unverschuldeter Rechtsirrtum

▪ mit BGH auch im Wohnungsmietrecht strenge 

Anforderungen an das  Vorliegen eines unverschuldeten 

Rechtsirrtumes zu stellen

▪ kein Grund, im Rahmen des § 543 Abs. 3 BGB 

zugunsten des Mieters einen milderen Sorgfaltsmaßstab 

anzulegen (BGH 25.10. 2006, 102/06; 11.7. 2012, VIII 

ZR 138/11)

▪ auch nicht bei einem im Bereich des Tatsächlichen 

(Ursache von Schimmelbildung) angesiedelten Irrtum 

(BGH 11.7. 2012, VIII ZR 138/11); Haftung des Mieters 

insoweit nicht nur auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 

beschränkt



unverschuldeter Rechtsirrtum

BGH 25.10. 2006, VIII ZR 102/06

Entschuldigt ist ein Rechtsirrtum nur dann, wenn der 

Irrende bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen 

Sorgfalt mit einer anderen Beurteilung durch die Gerichte 

nicht zu rechnen brauchte. (m.w. Nw.)



unverschuldeter Rechtsirrtum

BGH 30.4. 2014, VIII ZR 103/13

…ein solcher Ausnahmefall ist etwa dann anzunehmen, 

wenn der Schuldner eine gefestigte höchstrichterliche 

Rechtsprechung für seine Auffassung in Anspruch nehmen 

konnte und mit einer späteren Änderung derselben nicht zu 

rechnen brauchte



berechtigte Minderung und spätere 

Betriebskostenabrechnung



Minderung und spätere Abrechnung

BGH 13.4. 2011, VIII ZR 223/10

 Ist die Miete gemindert, berechnet sich eine etwaige 

Nachforderung des Vermieters dergestalt, 

 dass die vom Mieter im Abrechnungsjahr insgesamt 

geleisteten Zahlungen der geschuldeten Gesamt-

jahresmiete (Jahresbetrag der Nettomiete zzgl. der 

abgerechneten Betriebskosten abzgl. des im 

betreffenden Jahr insgesamt gerechtfertigten 

Minderungsbetrages) gegenüber gestellt werden.



BGH 13.4. 2011, VIII ZR 223/10

Beispiel (zur Vereinfachung nur BK, ohne HK)

Miete 400,- nettokalt

BK-Vorschuss 100,- monatlich

BK-Anfall für die Wohnung insgesamt 1.500,-

Minderung durchgängig 10 %

Berechnung nach BGH:

1. Schritt – gesamte Zahlungen des Mieters

(12 x 360,- Nettokaltmiete ) + (12 x 90,- BK-Vorschüsse)

  4.320,-     +   1.080,-        =   5.400,-



BGH 13.4. 2011, VIII ZR 223/10

2. Schritt – geschuldete Gesamtjahresmiete

 Jahresbetrag der Nettomiete  = 4.800,-

+  Abgerechnete BK       = 1.500,-

- Gerechtfertige Minderung =    600,-

    insgesamt    = 5.700,-

3. Schritt – Ermittlung Differenz

 5.400,- gezahlt, 5.700,- geschuldet =            300,- 
      Differenz ?



BGH 13.4. 2011, VIII ZR 223/10

Mieter stünde danach (nur) so, als ob er alle 
Vorschüsse in voller Höhe gezahlt hätte

 (1.200,- vereinbarte Vorschüsse zu 1.500,- Kosten)

 aber Problem:

 muss nicht auch auf die vollen angefallenen 
Betriebskosten gemindert werden ?

 also: Minderung 10 % von 4.800,- nettokalt 

 plus Minderung 10 % von 1.500,-, 

 also insgesamt = 630,- ?



BGH 13.4. 2011, VIII ZR 223/10

dann folgende Berechnung:

2. Schritt – geschuldete Gesamtjahresmiete

 Jahresbetrag der Nettomiete  = 4.800,-

+   Abgerechnete BK       = 1.500,-

- Gerechtfertige Minderung =       630,-

    insgesamt    = 5.670,-

3. Schritt – Ermittlung Differenz

 5.400,- gezahlt,   5.670,- geschuldet =              270,-  
      Differenz ?



BGH 13.4. 2011, VIII ZR 223/10

Damit es auch richtig Spaß macht:

Mieter mindert nur in 3 Monaten um 10 %

1. Schritt – gesamte Zahlungen des Mieters

(9 x 400,- + 3 x 360,- Nettokaltmiete ) + (9 x 100,- + 3 x 90,-  BK-Vorschüsse)

  4.680,-        +   1.170,-        =   5.850,-

2. Schritt – geschuldete Gesamtjahresmiete

 Jahresbetrag der Nettomiete   = 4.800,-

+   Abgerechnete BK       = 1.500,-

- Gerechtfertige Minderung  =               157,50

     insgesamt    = 6.142,50

3. Schritt – Ermittlung Differenz

 5.850,- gezahlt,   6.142,50,- geschuldet =              292,50  
      Differenz 



BGH 13.4. 2011, VIII ZR 223/10

Berechnung der gerechtfertigten Minderung

10 % Abzug von 400,- Nettokaltmiete

     für 3 Monate = 120,-

10 % Abzug für 3 Monate von 1500,- abgerechnete BK

1.500,- : 12 = 125,-   12,50 x 3 = 37,50
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……..beliebige Steigerungen denkbar !

vielleicht so:

Mieter mindert 4,6 Monate um 17,23 % (z.B. weil "verrechnet")

oder er mindert nur auf die Nettokaltmiete

Mieter mindert 3 Monate wegen div. Mängel 20 %

und zusätzlich 4 Monate 15 % und 2 Monate noch Monate 7,5 %

Mieter macht ZBR (für noch bestehende Mängel) geltend

        usw. ….

aber natürlich auch:

Streit um richtige Minderungsquote !
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weitere offene Fragen:

 Mieter hat nicht nur gemindert, sondern auch im 

übrigen gar nicht gezahlt, z.B. 2 Mieten komplett 

offen

 1. Schritt – gesamte Zahlungen des Mieters

(10 x 360,- Nettokaltmiete ) + (10 x 90,- BK-Vorschüsse)

  3.600,-             +   900,-        =   4.500,-
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2. Schritt – geschuldete Gesamtjahresmiete

 Jahresbetrag der Nettomiete  = 4.800,-

+   Abgerechnete BK       = 1.500,-

- Gerechtfertige Minderung  =    630,-

    insgesamt    = 5.670,-

3. Schritt – Ermittlung Differenz

 4.500,- gezahlt,   5.670,- geschuldet =            1.170,-  
      Differenz 

 Geltendmachung auch des die eigentlichen BK-Mehrkosten 
übersteigenden Zahlungsrückstandes (900,-) nur über BK-
Abrechnung möglich ? Zumindest, wenn Abrechnung erteilt ?
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Zusammenfassung Problemfelder:

 Nebenkostenabrechnung wird Gesamtjahresmietabrechnung

 

 endgültige Minderung erst nach Abrechnung erkennbar

 

 bei Streit um "richtige" Minderungsquote kann Nachzahlungsbetrag 
auch "zuviel geminderte Miete" umfassen, Klärung  der Mängel + Quote 
inzident im BK-Nachzahlungsprozess

 (oder: nur Teilbetrag aus Abrechnung geltend machen; oder so gerade als 
bewusste Strategie – jahresbezogene Gesamtklärung aller Streitfragen)

 bei echtem Zahlungsverzug auch diese Beträge als 
Nachzahlungsforderung ausgewiesen

 Transparenz der Darstellung ? 

 - evtl. dann splitten – 

   echte Mehrkosten // Zuvielminderung // echter Zahlungsverzug

 - generell evtl. Darlegung der Berechnungsschritte lt. BGH erforderlich ?
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